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Kundmachung 
gemäß § 3 Abs. 6 des Bgld. Wählerevidenz-Gesetzes 

 
Burgenländisches Wählerevidenz-Gesetz, LGBl. Nr. 5/1996 i.d.F. LGBl. Nr. 68/2019 

 
§ 3 Abs. 1 bis 3 

 
(1) In die Gemeinde-Wählerevidenz einer Gemeinde sind auf Grund der im 
Meldezettel (§ 9 des Meldegesetzes 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2018) enthaltenen Angaben alle Frauen und 
Männer einzutragen, die 
1. die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 
2. vor dem 1. Jänner des Jahres der Eintragung das 14. Lebensjahr vollendet haben, 
3. vom Wahlrecht zum Gemeinderat nicht ausgeschlossen sind und 
4. in der Gemeinde gemäß § 17 der Gemeindewahlordnung 1992 - GemWO 1992, 
LGBl. Nr. 54/1992, in der jeweils geltenden Fassung, ihren Wohnsitz haben.  
 
Ebenso sind Angehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in 
die Gemeinde-Wählerevidenz der Gemeinde einzutragen, in der sie einen Wohnsitz 
gemäß § 17 Abs. 1 der Gemeindewahlordnung 1992 - GemWO 1992, LGBl. 
Nr. 54/1992, in der jeweils geltenden Fassung, aufweisen. Angehörige eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union, die einen Wohnsitz gemäß § 17 Abs. 2 der 
Gemeindewahlordnung 1992 - GemWO 1992, LGBl. Nr. 54/1992, in der jeweils 
geltenden Fassung, besitzen, sind nur auf Antrag in die betreffende Gemeinde-
Wählerevidenz einzutragen.  
Im Antrag, dem die zu seiner Begründung notwendigen Belege anzuschließen sind, 
sind der Familien- und Vorname, der akademische Grad, das Geschlecht, das 
Geburtsdatum, die Staatsangehörigkeit und die Wohnadresse sowie die letzte 
Wohnadresse im Herkunftsmitgliedstaat anzugeben. 

Auf Verlangen der Gemeinde hat der Antragsteller seine Identität durch einen mit 
einem Lichtbild versehenen amtlichen Ausweis nachzuweisen. 
 
(2) Aus der Gemeinde-Wählerevidenz sind unverzüglich jene Personen zu streichen, 
bei denen die Voraussetzungen für die Eintragung weggefallen sind. 
Gemeindewählerevidenzbezogene Angaben von Personen, die aus der Gemeinde-
Wählerevidenz gestrichen werden, verbleiben mit entsprechendem 
Streichungsvermerk für die Dauer von zehn Jahren im Zentralen Wählerregister. 
 
(3) Die Eintragung einer Person in die Landes-Wählerevidenz oder die Gemeinde-
Wählerevidenz einer anderen Gemeinde schließt die Aufnahme in die Gemeinde-
Wählerevidenz nicht aus. 
 
 

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=68/2019&Bundesland=Burgenland&BundeslandDefault=Burgenland&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1992_9_0/1992_9_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2018/104


Gemeindewahlordnung 1992, LGBl. Nr. 54/1992 i.d.F. LGBl. Nr. 92/2021, 
 

Wahlrecht und Wählbarkeit 

 

§ 16 

Wahlberechtigung 
(1) Zur Wahl des Gemeinderats und des Bürgermeisters wahlberechtigt sind alle 
Personen, die die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union angehören, sofern sie am Wahltag das 16. 
Lebensjahr vollendet haben, vom Wahlrecht nicht ausgeschlossen sind und in der 
Gemeinde ihren Wohnsitz (§ 17) haben. Für Angehörige eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union gilt die Wahlberechtigung nur, sofern sie nach den 
Bestimmungen des Burgenländischen Wählerevidenz-Gesetzes, LGBl. Nr. 5/1996, in 
der jeweils geltenden Fassung, in die Gemeinde-Wählerevidenz eingetragen sind. 
 
(2) Ob die Voraussetzungen der österreichischen Staatsbürgerschaft, der Eintragung 
von Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in die 
Gemeinde-Wählerevidenz, des Nichtausschlusses vom Wahlrecht und des 
Wohnsitzes vorliegen, ist nach dem Stichtag (§ 3) zu beurteilen. Für die Eintragung 
von Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in die 
Gemeinde-Wählerevidenz, die einen Wohnsitz gemäß § 17 Abs. 2 begründet haben, 
ist die im vorangegangenen Satz genannte Voraussetzung für den Stichtag dann 
erfüllt, wenn sie spätestens am Stichtag einen Antrag gemäß § 3 Abs. 1 zweiter Satz 
des Burgenländischen Wählerevidenz-Gesetzes eingebracht haben. 

 

§ 17 

Wohnsitz 
(Verfassungsbestimmung) 

(1) Der Wohnsitz einer Person im Sinne dieses Gesetzes ist jedenfalls an dem Ort 
begründet, an dem sie ihren Hauptwohnsitz hat. 
(2) Ein Wohnsitz im Sinne dieses Gesetzes ist auch an dem Ort begründet, an dem 
sich die Person in der erweislichen oder aus den Umständen hervorgehenden 
Absicht niedergelassen hat, diesen zu einem Mittelpunkt ihrer wirtschaftlichen, 
beruflichen, familiären oder gesellschaftlichen Lebensverhältnisse zu machen, wobei 
zumindest zwei dieser Kriterien erfüllt sein müssen. Dabei genügt es, daß der Ort nur 
bis auf weiteres zu diesem Mittelpunkt frei gewählt worden ist. 

(3) Ein Wohnsitz gilt jedenfalls dann nicht als begründet, wenn 

1. der Aufenthalt 

a) bloß der Erholung oder Wiederherstellung der Gesundheit dient, 

b) lediglich zu Urlaubszwecken gewählt wurde oder 

c) aus anderen Gründen offensichtlich nur vorübergehend ist; 

Oder 

2. die Person in der Gemeinde nach melderechtlichen Vorschriften nicht 
gemeldet ist. 

 

 

§ 18 

Ausschluss vom Wahlrecht 
Wer durch ein inländisches Gericht wegen einer 

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=92/2021&Bundesland=Burgenland&BundeslandDefault=Burgenland&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True


1. nach dem 14., 15., 16., 17., 18., 24. oder 25. Abschnitt des Besonderen Teils 
des Strafgesetzbuches - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 159/2021, strafbaren Handlung, 

2. strafbaren Handlung gemäß §§ 278a bis 278e StGB, 
3. strafbaren Handlung gemäß dem Verbotsgesetz 1947, StGBl. Nr. 13/1945, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/1992, 
4. in Zusammenhang mit einer Wahl, einer Volksabstimmung, einer 

Volksbefragung, einem Volksbegehren oder einer Europäischen 
Bürgerinitiative begangenen strafbaren Handlung nach dem 22. Abschnitt des 
Besonderen Teils des StGB 

zu einer nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
oder wegen einer sonstigen mit Vorsatz begangenen strafbaren Handlung zu einer 
nicht bedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren rechtskräftig 
verurteilt wird, kann vom Gericht (§ 446a Strafprozessordnung 1975, BGBl. 
Nr. 631/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 159/2021) unter 
Zugrundelegung der Umstände des Einzelfalls vom Wahlrecht zum Gemeinderat und 
zum Bürgermeister ausgeschlossen werden. 
(2) Der Ausschluss beginnt mit Rechtskraft des Urteils und endet, sobald die Strafe 
vollstreckt und die mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahmen 
vollzogen oder weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft 
verbüßt worden, so endet der Ausschluss mit der Rechtskraft des Urteils. Fällt das 
Ende des Ausschlusses vom Wahlrecht in die Zeit nach dem Stichtag, so kann bis 
zum Ende des Einsichtszeitraumes (§ 21 Abs. 1) die Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis begehrt werden. 
 

§ 19 

Wählbarkeit 
(1) Zum Gemeinderat wählbar sind alle Personen, die die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen, oder einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union angehören, sofern sie am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben, vom 
Wahlrecht oder von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen sind (§§ 18 und 19a) und 
in der Gemeinde ihren Wohnsitz (§ 17) haben. Für Angehörige eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union gilt die Wahlberechtigung nur, sofern sie nach den 
Bestimmungen des Burgenländischen Wählerevidenz-Gesetzes, LGBl. Nr. 5/1996, in 
der jeweils geltenden Fassung, in die Gemeinde-Wählerevidenz eingetragen sind. 
(2) Ob die Voraussetzungen der österreichischen Staatsbürgerschaft, der Eintragung 
von Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in die 
Gemeinde-Wählerevidenz, des Nichtausschlusses vom Wahlrecht und des 
Wohnsitzes vorliegen, ist nach dem Stichtag (§ 3) zu beurteilen. Für die Eintragung 
von Angehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union in die 
Gemeinde-Wählerevidenz, die einen Wohnsitz gemäß § 17 Abs. 2 begründet haben, 
ist die im vorangegangenen Satz genannte Voraussetzung für den Stichtag dann 
erfüllt, wenn sie spätestens am Stichtag einen Antrag gemäß § 3 Abs. 1 zweiter Satz 
des Burgenländischen Wählerevidenz-Gesetzes eingebracht haben. 
(3) Bewerber für die Wahl zum Gemeinderat, die die österreichische 
Staatsbürgerschaft nicht besitzen und Angehörige eines anderen Mitgliedstaates der 
Europäischen Union sind, haben im Zuge der Einbringung der Wahlvorschläge (§ 31) 
zudem schriftlich zu erklären, dass sie in ihrem Herkunftsmitgliedstaat ihre 
Wählbarkeit bei Kommunalwahlen nicht verloren haben. Hegt die 
Gemeindewahlbehörde Zweifel am Inhalt einer solchen Erklärung, so kann sie den 
betreffenden Bewerber auffordern, eine Bescheinigung der zuständigen 
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Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedstaates vorzulegen, in der bestätigt 
wird, dass er in diesem Mitgliedstaat seine Wählbarkeit bei Kommunalwahlen nicht 
verloren hat oder dass dieser Behörde ein solcher Verlust nicht bekannt ist. 
(4) Zum Bürgermeister wählbar sind alle nach Abs. 1 wählbaren Personen, die die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen. 

 

§ 19a 

Ausschluss von der Wählbarkeit 
 
(1) Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist, wer durch ein inländisches Gericht 
wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu 
verfolgender gerichtlich strafbarer Handlungen rechtskräftig zu einer nicht bedingt 
nachgesehenen sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer bedingt 
nachgesehenen ein Jahr übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt wurde. Der 
Ausschluss von der Wählbarkeit endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, 
sobald die Strafe vollstreckt ist und mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende 
Maßnahmen vollzogen oder weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung 
einer Vorhaft verbüßt worden oder zur Gänze bedingt nachgesehen worden, so 
beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils. 
(2) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen 
ausgeschlossen, sind die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle 
Rechtsfolgen nachgesehen worden, so ist er auch von der Wählbarkeit nicht 
ausgeschlossen. Wird die bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt mit dem Tag der 
Rechtskraft dieses Beschlusses der Ausschluss von der Wählbarkeit ein. 
 

 
 

Der Bürgermeister: 
 
 

 
 
 

Martin Horak 
 
 

 
Angeschlagen am: 11.04.2022 
 
 

Abgenommen am: 


